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EVELYN REGNER  
Informationen für MeinungsbidnerInnen 
 

EU-Wirtschaftspolitische Maßnahmen COVID-19 

Bereits beschlossen: 
Investitionsinitiative zur Bewältigung der Corona-Krise (CRII) 37 Mrd. EUR  

ü Schnelle Kohäsionshilfe für am stärksten betroffene Sektoren 
(Gesundheit, KMUs, Arbeitsmarkt), aus bereits beschlossenen Fonds 
(also kein zusätzliches Geld) 

ü Mittel aus den bestehenden Strukturfonds  

ü Kommission wird 2020 die Rückzahlungsforderung nicht ausgegebener 
Vorfinanzierungen an die Strukturfonds aussetzen, dafür sind die 
Mitgliedsstaaten verpflichtet, diese Beiträge zu verwenden, um ihre 
Investitionen im Rahmen des Strukturfonds zu beschleunigen; dadurch 
werden mithilfe von 7,5 Mrd. EUR etwa 17,5 Mrd. EUR an 
Strukturmitteln freigesetzt 

ü Beschluss im EP-Plenum am 26.3., Annahme im Rat am 30.3. 

 
Anwendungsbereich des EU-Solidaritätsfonds soll auf gesundheitliche 
Notlagen ausgeweitet werden, 800 Mio. EUR im Jahr 2020 

ü Beschluss im EP-Plenum am 26.3., Annahme im Rat am 30.3. 

 
Ausweichklausel vom Fiskalpakt 

ü Flexibilität im Stabilitäts- und Wachstumspakt, damit die 
Mitgliedsstaaten alle notwendigen Maßnahmen zur Bewältigung der 
Krise ergreifen können und von den haushaltspolitischen 
Anforderungen vorübergehend abweichen können 

ü am 20.3. von der Kommission vorgeschlagen, am 23.3. im Rat 
beschlossen 
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u Flexibilität im Rechtsrahmen für staatliche Beihilfen 

ü Unterstützungsmaßnahmen der MS im Einklang mit den bestehenden 
EU-Beihilfe-Vorschriften (Lohnzuschüsse, Aussetzung der 
Umsatzsteuer und Sozialbeiträge, direkte Unterstützung an 
VerbraucherInnen und Unternehmen) 

ü Genehmigung zusätzlicher nationaler Unterstützungsmaßnahmen, 
um beträchtliche Störungen im Wirtschaftsleben eines MS (Art. 
107, Abs. 2, b AEUV) 

ü Kommission arbeitet an einem neuen Rechtsrahmen, die den MS 
folgendes ermöglichen sollen: direkte Unterstützung für Unternehmen 
bis zu 500.000 EUR, subventionierte Staatsgarantien an Bankdarlehen, 
private und öffentliche Darlehen mit subventionierten Zinsen; auch 
Unternehmen, die in den letzten 10 Jahren staatliche Unterstützung 
bekommen haben, sollen ausnahmsweise die Möglichkeit dazu 
bekommen 
 

u Europäischer Sozialfonds 

ü Mobilisierung des Europäischen Sozialfonds soll erleichtert werden (bis 
zu 800 Mio. EUR verfügbar) und insbesondere dazu genutzt werden, 
Gesundheitsausstattung und Sicherheitsausstattung für Beschäftigte 
anzuschaffen sowie zusätzliches Pflegepersonal anzustellen, 
Kurzarbeit einzuführen, Förderungen für Eltern, die ihre Kinder 
betreuen müssen und daher nicht arbeiten können, usw.  
 

u Globalisierungsfonds 

ü 175 Mio. EUR vom Globalisierungsfonds stehen zur Verfügung, um 
entlassene Beschäftigte und Selbstständige zu unterstützen 
 

u EZB: 

ü Quantitative Easing (EZB kauft große Mengen an Wertpapier, um die 
Zentralbanken mit Liquidität zu versorgen) iHv 750 Mrd. EUR (Pandemic 
Purchase Programme) 

ü Rahmen für zusätzliche Nettoankäufe von Vermögenswerten iHv 120 
Mrd. EUR, insbesondere zum Ankauf von Vermögenswerten des 
privaten Sektors 
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ü Zusätzliche längerfristige Refinanzierungsgeschäfte, um Liquidität zu 
günstigeren Bedingungen bereit zu stellen 

ü gezielte längerfristige Refinanzierungsgeschäfte (GRG III) von Juni 2020 
bis Juni 2021, um Kreditvergabe an jene zu stützen, die am 
stärksten von den Covid-19-Auswirkungen betroffene sind 

ü Leitzinsen bleiben unverändert niedrig  
 

u Europäische Investitionsbank: Mobilisierung von bis zu 40 Mrd. EUR 
ü Banken werden motiviert, Kredite an europäische Unternehmen (vA 

KMUs & Midcaps) zu vergeben, garantiert vom EU-Budget und EBI 
ü Beschluss EBI am 3. April 

 
u Europäische Bank für Wiederaufbau & Entwicklung: 1 Mrd. EUR für 

bisherige EBRD Klienten 
 

Geplant: 
u Einigung auf 3 Säulenprogramm (Eurogruppe, 9. April): 

1. Kreditlinien des Euro-Rettungsschirms ESM (240 Mrd Euro, 2% von 
BIP) 

2. Garantiefonds der EU-Investitionsbank für Unternehmen (200 Mrd 
Euro) 

3. Kurzarbeiter-Programm der EU-Kommission - SURE (100 Mrd Euro) 
ü SURE = new instrument for temporary Support to mitigate Unemployment 

Risks in an Emergency 
ü Vorschlag der EU Kommission am 2. April für einen neuen Fonds: 

Garantien durch EU-Budget und Mitgliedsstaaten iHv 25 Mrd. EUR um 100 
Mrd. EUR zu leihen und diese an die Mitgliedsstaaten als Darlehen 
weiterzugeben, damit sie Kurzarbeits-Systeme finanzieren können, Haftung 
übernehmen, auf freiwilliger Basis, die Mitgliedsstaaten – gleiches 
Finanzierungssystem wie Eurobonds 

 
u Recovery Funds und adaptiertes EU-Budget  

ü mittelfristiges Ziel der Euro-Finanzminister, Ausgestaltung noch unklar 
(mit/ohne Eurobonds) 
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u EU-Notfalls-Unterstützungsprogramm iHv 2,7 Mrd. EUR durch Adaptierung 
des EU-Budgets 2020 

ü Zur Unterstützung der Gesundheitssysteme in den MS 
ü Gemeinsam mit anderen Instrumenten wie RestEU (zusätzliche 300 

Mio. EUR) 
ü Beschluss im Rat am 14.4., möglicher Beschluss im EP Plenum 16./!7.4. 

 

u Zweite Investitionsinitiative zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Coronavirus Response Initiative Plus, CRII Plus) 

ü alle verbleibenden Mittel aus dem MFF 2014-2020 sollen mobilisiert 
werden 

ü mehr Flexibilität zwischen den drei Kohäsionsfonds (Europäischer 
Fonds für regionale Entwicklung, EFRE + Sozialfonds + Kohäsionsfonds) 

ü Vorschlag der Kommission am 2. April, Abstimmung im EP-Plenum am 
16./17. April 

 
u Kommission will den Gesetzesvorschlag für Europäische 

Arbeitslosenrückversicherung beschleunigen  
ü Idee: Euroländer zahlen in Zeiten sinkender Arbeitslosigkeit anteilig in 

einen gemeinsamen Fonds ein, in Krisenzeiten können Mitglieder dann 
Auszahlungen erhalten, wenn die Arbeitslosenquote signifikant steigt 
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Was sonst noch notwendig ist: 

u Schaffung von Corona-Bonds durch Ankaufprogramm der EZB 
ü Kurz erklärt: Anleihen bzw. Schuldverschreibungen die von allen 

Mitgliedsstaaten der Eurozone gemeinsam begeben werden und somit 
auch alle gemeinsam für die Rückzahlung haften; bis jetzt gibt es in der EU 
nur nationale Staatsanleihen, also relativ kleine Märkte die anfällig auf 
Fluchtreaktionen sind und somit schnell die Zinsen in die Höhe treiben; bei 
der Vergabe von Eurobonds muss es natürlich Regeln (Limitationen bei der 
Verschuldung, zB bis zu 60% des BIPs) geben, so dass einzelne Staaten sich 
nicht damit massiv verschulden;  

ü Ausgabe der Eurobonds durch den ESM 
 
u Schaffung eines EU-Finanzministerium unter demokratischer Kontrolle des 

EU-Parlaments und unter Einbindung der SozialpartnerInnen sowie 
Zivilbevölkerung in die Entscheidungsprozesse 

o Steuerung der Reform der Wirtschaftspolitik und Vertiefung der WWU 
o Schaffung einer Finanz- und Fiskalunion 
o quasi EurogruppenchefIn mit eigenen Budget, der unter der Kontrolle des 

Europaparlaments liegt 
 
u Kontrolle der Finanzmärkte 

ü Verbot von Leerkäufen, Haltefrist von Wertpapieren, Aussetzung von 
High-Frequency-Trading, Finanztransaktionssteuer 

ü Verbot von Spekulation auf Lebensmittel, um die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten 

ü Aussetzung von Dividendenausschüttung für Banken 
 
u Mittelfristig müssen die Fiskalregeln überarbeitet werden, um nachhaltige 

Investitionen in die Zukunft (Green New Deal) zu erleichtern (Golden Rule) 
und um besser auf Krisen reagieren zu können 
 

u Aufstockung des EU-Haushalts, durch Steuergerechtigkeit: CO2 Steuer, 
EU-Körperschaftssteuer, Finanztransaktionssteuer 
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u Überarbeitung des Europäischen Semesters um einen sozial 
ausgewogenen wirtschaftlichen Aufwärtspfad zu planen und als Hebel für die 
Erreichung der UN-Nachhaltigkeitsziele dienen 

 
 
u Einführung einer befristeten europäischen Mindesteinkommensregelung 

und einer befristeten europäischen Beschäftigungsgarantie 
 

u Steuertransparenz: viele Unternehmen profitieren von staatlicher 
Unterstützung profitieren (Steuerbefreiungen , Steuerstundungen, 
öffentliche Darlehen, direkte staatliche Beihilfen); diese Unterstützung muss 
mit erhöhten Transparenzanforderungen einhergehen. Die Antwort auf die 
massive Unterstützung des Bankensektors in der Finanzkrise war die 
Einführung einer öffentlichen länderbezogenen Berichterstattung für 
Banken. Das gleiche muss jetzt für die multinationalen Unternehmen gelten, 
damit die Öffentlichkeit überwachen kann, ob Unternehmen einen 
angemessenen Beitrag zu den Wiederherstellungsbemühungen leisten und 
ob diese Unternehmen auch ihren gerechten Anteil an Steuern zahlen. 

 
u Recory Plan: Plan zur Koordinierung und Einführung wirtschafts-, sozial- und 

umweltpolitischen Maßnahmen um die langfristigen Auswirkungen abfedern 
zu können. 

 
u Konditionen für Unternehmen beim Erhalt staatlicher Beihilfen 

ü Verbot von Dividendenausschüttung und Boni Zahlungen 
ü Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien 
ü Behaltefrist von Beschäftigten 
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Links: 
u https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_459 
u https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2020/html/ecb.mp200312~8d3aec3ff2.de.

html 
u https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/645723/IPOL_IDA(2020

)645723_EN.pdf 
u https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_572 
u https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/eurogroup/2020/04/07-09/ 
u https://www.etuc.org/en/document/appeal-make-money-value-not-health-

whateverittakes 
u https://www.etuc.org/sites/default/files/page/file/2020-

03/Austrian%20Short%20Time%20Work%20Package%2014-3-2020.pdf 
u https://www.socialistsanddemocrats.eu/sites/default/files/2020-03/25-proposals-to-

overcome-the-crisis-de-webdesign.pdf 
 


